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Vollzug der Wassergesetze;
Betrieb der Stau- und Triebwerksanlage Roßmühle an der Fränkischen Saale auf den Grundstücken Fl.-Nrn. 810, 816, 814/3 und 815/2 der Gemarkung Weickersgrüben durch Herrn Engelbert Hopf, Oberneukirchen



Herr Engelbert Hopf, Oberneukirchen, beantragt als Eigentümer der Wasserkraftanlage Roßmühle an der Fränkischen Saale in Gräfendorf-Weickersgrüben die Neuerteilung der wasserrechtlichen Bewilligung für die Wasserkraftanlage. Die bestehende wasserrechtliche Bewilligung war bis 31.12.2017 befristet. Mit der Neubewilligung ist keine Erhöhung der Nutzwassermenge (= 12 m³/s) verbunden, auch das bisher bewilligte Stauziel wird nicht verändert. Jedoch sollen zur Erfüllung der in den §§ 33 – 35 WHG genannten Anforderungen die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden. Anstelle der bisher festgesetzten Restwassermenge von 500 l/s ist der Ausleitungsstrecke künftig eine Mindeswassermenge von insgesamt 1200 l/s zuzuführen. 

Zur Verbesserung der aufwärts gerichteten Durchgängigkeit ist der Umbau der bestehenden Fischaufstiegsanlage geplant. Die Umbaumaßnahmen umfassen dabei die Herstellung einer neuen technischen Schlitzpassanlage mit 17 Becken, die dynamisch dotiert werden mit mindestens 460 l/s (Q30) bis zu ca. 590 l/s (Q330). Um die Durchgängigkeit in der gesamten Ausleitungsstrecke bzw. die Erreichbarkeit des geplanten Fischaufstieges zukünftig zu ermöglichen, wird dieser in Form einer natürlichen Becken- bzw. Sohlstruktur mit Steinbuhnen und variierender Breite bis zur bestehenden Sohlschwelle fortgesetzt. Durch die vorgesehene stellenweise Eintiefung der Sohle im Anbindungsbereich soll ein Wanderkorridor mit Mindestwassertiefen von ca. 50 cm geschaffen werden. In Verbindung mit der deutlich höheren Mindestwassermenge im Altbett werden Lockströmung und Auffindbarkeit maßgeblich verbessert.

Zum Schutz der Fische wird der bestehende Vertikalrechen durch eine Feinrechenanlage als Horizontal- bzw. Querrechenanlage mit einem Stababstand von 15 mm aus hydraulisch günstig geformten Rechenstabprofilen ersetzt. Die Rechenanströmgeschwindigkeit mit vNormal = 0,40 m/s unterschreitet die maximal zulässige Rechenanströmgeschwindigkeit von 0,50 m/s. 

Ferner ist die Neuerrichtung eines vollautomatisch betriebenen Fischabstiegssystems nach Gluch/Ebel geplant. Für ankommende Fische sind mit zwei Öffnungen (oberflächen- bzw. sohlnah, Abmessungen jeweils 35 x 70 cm) in der Bypassklappe permant nutzbare Abstiegsmöglichkeiten vorhanden. Das System wird mit einer Wassermenge von mind. 400 l/s beaufschlagt, bei höheren Abflüssen mit einer maximalen Wassermenge von 1000 l/s.

Schließlich wird in der Wehranlage ein neuer Wehrausschnitt (Restwasseröffnung) eingebracht, über welchen eine Wassermenge von mindestens 340 l/s abgeleitet wird. Die Öffnung wird neben dem Aufstieg im Oberwasser angeordnet und dient damit gleichzeitig der besseren Treibgutabweisung des Fischaufstiegs.

Für die Errichtung und den Betrieb einer Wasserkraftanlage ist gemäß § 9 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.V.m. der Anlage 1 Nr. 13.14 Spalte 2 UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. 
Die geplanten Umbaumaßnahmen an der bestehenden Fischaufstiegsanlage stellen einen Gewässerausbau dar, für den ebenfalls gem. § 9 Abs. 3 UVPG i.V.m. der Anlage 1  Nr. 13.18.1 Spalte 2 UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich ist. Danach ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Bei der Vorprüfung ist zu berücksichtigen, inwieweit Umweltauswirkungen durch die vom Träger des Vorhabens vorgesehenen Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen offensichtlich ausgeschlossen werden. Der Vorhabensträger legte hierfür die nach Anlage 2 zum UVPG erforderlichen Angaben zur Vorbereitung der Vorprüfung vor.

Die allgemeine Vorprüfung hat unter Berücksichtigung des in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterienkataloges zu folgendem Ergebnis geführt:

1. Merkmale des Vorhabens

1.1 Größe des Vorhabens 

Das Vorhaben umfasst neben der Neubewilligung des Betriebs der Wasserkraftanlage im bisher genutzten Umfang die Durchführung von Umbaumaßnahme an der Fischaufstiegsanlage (FAA) sowie die Errichtung eines Fischabstiegssystem (Bypass) am Kraftwerk. Nachdem es sich um Umbaumaßnahmen an einer bestehenden Anlage handelt, ist das Vorhaben mit einem nur geringen Flächenverbrauch verbunden.

1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft

Die vorhandene Kaplanturbine mit 270 kW soll weiterhin eine Wassermenge von 12 m³/s nutzen. Der Mindestwasserabfluss wird auf 1200 l/s erhöht. Dabei sollen über die umgebaute FAA mind. 460 l/s, über einen neuen Wehrausschnitt in der Wehranlage sollen mind. 340 l/s und über das Fischabstiegssystem am Kraftwerk mind. 400 l/s  Kraftwerk abgeleitet werden.  

Da die vorhandene FAA nicht den derzeit gültigen Anforderungen an einen Fischweg (DWA M 509, Praxishandbuch Fischaufstiegsanlagen in Bayern) entspricht und die Funktionsfähigkeit nicht gegeben ist, soll diese als technische Schlitzpassanlage umgebaut werden.

Der bestehende Vertikalrechen soll durch eine Feinrechenanlage als Horizontal- bzw. Querrechenanlage mit einem Stababstand von d=15 mm und hydraulisch günstig geformten Rechenstabprofilen ersetzt werden.

Das geplante vollautomatisch betriebene Fischabstiegssystems nach Gluch/Ebel wird für ankommende Fische mit zwei Öffnungen in der seitlichen Bypassklappe versehen. Damit ist eine permant nutzbare Abstiegsmöglichkeit für Fische vorhanden. Darüber hinaus wird während eines Reinigungsvorgangs am Horizontalrechen der Abflussquerschnitt im Bypass für den Fischabstieg (in Fließrichtung links angeordnet) mithilfe einer Bypassklappe sowie eines beweglichen Bremswehres über eine Steuereinrichtung komplett freigegeben, sodass Fische und Totholz gemeinsam mit der fließenden Welle ins Unterwasser (Einmündung ca. 30 m vor Mündung Ausleitungsstrecke in Unterwasserkanal) gelangen können. Im Becken unterhalb des Bremswehrs ist mit 1,25 m ein ausreichendes Wasserpolster für den Fischabstieg vorhanden. Die Anbindung des Bypasses ans Unterwasser erfolgt unterhalb der festen „Staunase“ über einen mit Steinsatz gesicherten Kolk, der eine Mindestwassertiefe von 1,0 m aufweist.  

1.3 Abfallerzeugung 

Während der Bauphase können insbesondere Bodenaushub, Bauschutt sowie Räumgut aus dem Oberwasserkanal anfallen.

1.4 Umweltverschmutzung und Belästigungen	

Während der Bauphase kann es zu Baulärm, Verschmutzungen und Behinderungen kommen. Der Vorhabensträger ist jedoch verpflichtet, die in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift gegen Baulärm vom 19.08.1970 sowie der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) genannten Bestimmungen zu beachten. Anfallende Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

1.5 Unfallrisiko (verwendete Stoffe, Technologien)	

Während der Bauphase können Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen und damit der Eintrag von Betriebsstoffen, Schmiermitteln, Hydraulikölen, Bauhilfsstoffen in Gewässer und Boden nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

2. Standort des Vorhabens

2.1 Bestehende Nutzung des Gebietes als Fläche für Siedlung, Erholung, land-, forst-, fischereiwirtschaftliche, wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung

Die geplanten Baumaßnahmen erfolgen im Bereich der bereits seit unvordenklicher Zeit bestehenden Wasserkraftanlage. Es sind weder Siedlungsflächen noch sonstige empfindliche Nutzungen betroffen.	

2.2 Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft des Gebietes (Qualitätskriterien)

Die Wasserkraftnutzung soll im bisher bewilligten Umfang fortgeführt werden. Zur Verbesserung der Mindestwasserführung, der Durchgängigkeit und des Fischschutzes müssen entsprechende Maßnahmen durchgeführt werden, so dass ein positiver Beitrag im Hinblick auf die gesamtökologische Situation geleistet wird. 

2.3 Schutzkriterien	

Die Wasserkraftanlage mit Fischaufstiegsanlage liegt im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Fränkischen Saale. Nachteilige Auswirkungen auf Dritte sind durch die geplanten Maßnahmen im Überschwemmungsgebiet nicht zu erwarten.
Weitere Schutzkriterien werden durch das Vorhaben nicht betroffen.

3. Merkmale der möglichen Auswirkungen

3.1 Ausmaß der Auswirkungen

Die Auswirkungen auf Gewässer, Boden, Natur und Landschaft sind nur kleinräumig. Dennoch stellt die geplante Errichtung eines Querrechens sowie eines Kanals mit Bypassklappe und Spülklappe einen erheblichen Eingriff in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild gem. § 15 Abs. 1 f Bundesnaturschutzgesetz dar. Um die nicht vermeidbare Beeinträchtigung in Natur und Landschaft auszugleichen sind zur Eingriffskompensation Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. Als Ausgleichspflanzung werden daher auf dem Grundstück Fl.-Nr. 531 der Gemarkung Michelau eine mehrreihige strukturreiche Hecke, freiwachsend aus heimischen Laubhölzern und Sträuchern gepflanzt.
Während der Bauphase kommt es zu Eingriffen in Boden und Gewässer. Es sind Ausbaggerungen und Betonierarbeiten durchzuführen. Es fällt Bauschutt und Bodenaushub an. Durch die Festsetzung entsprechender Auflagen im Hinblick auf den Umgang und die Lagerung wassergefährdender Stoffe, die ordnungsgemäße Beseitigung anfallender Materialien sowie Beachtung des Überschwemmungsgebietes wird sichergestellt, dass Auswirkungen möglichst geringgehalten werden.	
Durch die Erhöhung der Restwassermenge steht in der Ausleitungsstrecke mehr als das Doppelte der bisherigen Wassermenge zur Verfügung.	 

Ferner werden im Rahmen der Umbaumaßnahmen auf dem Betriebsgelände der Wasserkraftanlage Maßnahmen zum Fischschutz umgesetzt. 

Durch die erzeugte, klimaneutrale Energie werden rund 1200 t CO2/Jahr vermieden.

3.2 Grenzüberschreitender Charakter

Das Vorhaben hat keinen grenzüberschreitenden Charakter.

3.3 Schwere und Komplexität

Die Eingriffe in Gewässer, Boden, Natur und Landschaft, insbesondere während der Bauphase, sind lokal und zeitlich begrenzt und von geringerer Schwere und Komplexität.

3.4 Wahrscheinlichkeit

Es wird zu zeitlich und räumlich begrenzten Auswirkungen, die nachteilig sein können, insbesondere während der Bauphase kommen. Erhebliche negative Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie die Landschaft sind nicht zu erwarten bzw. werden ausgeglichen.

3.5 Dauer, Häufigkeit und Reversibilität

Zeitlich begrenzte, lokale Auswirkungen, die nachteilig sein können (im Rahmen der bestehenden, genehmigten Verhältnisse) sind nur während der Bauphase zu erwarten. Durch Festlegung eines Zeitfensters für die Durchführung von Bauarbeiten im Gewässerbereich (außerhalb der Fischlaichzeiten, insbesondere auch der Laichzeiten der Salmoniden) werden mögliche Beeinträchtigungen für Fische weitgehendst ausgeschlossen. Die Auswirkungen auf Vegetation und Landschaftsbild sind temporär, der Uferbewuchs wird sich wieder regenerieren. Irreversible, nachteilige Auswirkungen (außerhalb des Rahmens der bestehenden, genehmigten Verhältnisse) sind nicht erkennbar.	 

Die erneute Bewilligung der Wasserkraftanlage Roßmühle an der Fränkischen Saale in Gräfendorf-Weickersgrüben sowie die Umbaumaßnahmen an der Fischaufstiegsanlage im Bereich dieser Anlage können während der Bauphase lokale Auswirkungen auf die genannten Schutzgüter haben. Jedoch sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. Vielmehr ist das Vorhaben im Vergleich zu den derzeitigen Verhältnissen als positiv zu bewerten, da durch die Verbesserung der Durchgängigkeit an einem bestehenden Querbauwerk mit Festsetzung einer wesentlich höheren Mindestwassermenge sowie der Errichtung des Fischabstiegssystems den rechtlichen Forderungen (§§ 33, 34 und 35 WHG) Folge geleistet.
	  
Im Ergebnis kann daher davon ausgegangen werden, dass weder der Betrieb der Wasserkraftanlage noch die Umbaumaßnahmen an der Fischaufstiegsanlage zu erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen führen wird, so dass auf die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung verzichtet werden kann (§ 9 Abs. 3 Satz 2 UVPG).

[bookmark: _GoBack]Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben (§ 5 Abs. UVPG). Sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 UVPG).
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